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N Hurt a. M. telegrapbirt, bat ber. nifter- | 
präfldenten nach Frankfurt Die telegrap! e hellung gelangen 
laſſen, daß er die angekündigte Frankfurter Deputation eiſt nach 
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Deutſchland. 8 
Berlin, 7. Februar. Wie man höit, wird das Staats⸗ 
Miniſterium heute Abend zur Berathung der Thronrede elne 
Sipung halten. Nachdem nun auch die über den Glſezentwurf 
wegen der Elſenbahn⸗Anleihe ſchwebende dunkele Wolke glücklich 
wieder vorüber gezogen iſt, ohne ſich zu entladen, darf man mit 
Recht annehmen, daß die Thronrede dem Gefühl der Befriedigung 
ber den Verlauf und die Reſultate der Landtageſeſſton in elner 
Weiſe Ausdruck geben wird, wie ts vielleicht noch nie det Fall 
Nen if... In den Zeiten der ſ. g. Landrathekamatern bat es 
allerdings auch nicht an dem übereinſtimmenden Streben zwiſchen 
Reglerung und Volksvertretung nach gemelnſamen Zielen gefehlt, 
aber Niemand wird darin eine ſolche Genugthuung gefunden ha⸗ 
ben, wie ſie ein Rückblick auf vie Ergebniſſe der letzten Seſſton 
gewährt. Fragt man nach den Gründen dieſer Verſchledenheſt, ſo 
wird die Antwort ziemlich übereinſtimmend dahin lauten, daß man 
von einer Landrathskammer mehr Nachgiebigkeit gegen die Regie- 
rung zu erwarten berechtigt if, daß dieſe aber auch dem Prinzip 
des konſtitutionellen. Verfaſſungsſyſtems weniger enkſpricht, als eine 


ohne Staatsbeamle zuſammengeſetzte Kammer. So wird und muß 


leder Demokrat auf obige Frage antworten, damit {ft aber auch 


ein ſtarkes Argument für die Ausſchließung der Beamten gegeben 
und der Widerſpruch nachgewleſen, in welchen die Demokratie ſich 
Mit den konſtitutlonellen Prinzipien verwickelt, wenn fie die Aus⸗ 
ſchließung det Beamten vom Reichstag bekämpft. Die in dieſer 
Seſſion, wenn auch unter Kämpfen erzielte Uebereinſtimmung zwi⸗ 
ſchen Regierung und Volksvertretung hat eine höhere Bedeutung 
und iſt erfreulſcher, als in früheren analogen Fällen, weil fle eln 
doppelter Sieg if; auf der einen Seite ein Steg der Regierung 
unch das Gewicht der Erfolge und Thatſachen; auf der anderen 
Seite, auf Seiten der Volksvertretung, ein Sieg der nationalen 
und Sandesinterefien, Jowie der Vaterlandeliebe über das ſelbſt. 
ſüchtige Partelintereſſe, über die Macht doktrinärer Vorurthelle 
und prinzipiellen Eigenſinns. Ueber die außerordentlich angeſtrengte 
Thätigkeit der Abgeordneten während dieſer Seſſton und über die 
lobenswerthe Beſchränkung der Redeſucht wird tbenſo nur eine 

timme der Anerkennung im Lande ſein, wie über die geſchickte 
und würdige Führung der Präſidialgeſchäfte durch Herrn v. Forcken⸗ 
beck. Auch dle konſervative Partei wird zugeſtehen müſſen, daß ein 
Mitglied dieſer Seite ſchwerlich einen ſo günſtigen Einfluß auf den 
Gang der Verhandlungen hätte ausüben können, wie der liberale 


Wie man den 


dem 12. Februar empfangen werde. 
— An die Unterzeichner der an das Staatsminiſterlum ge⸗ 
richteten Vorſtellung mehrerer Einwohner aus Frankfurt a. M. 
wegen Rückzahlung der eingezahlten Kriegs-Kontributions-Gelder 
iſt unterm 4. d. M. von dem Herrn Finanzminiſter folgender Be⸗ 
ſcheid ergangen: Den Herren Unterzeichnern der an das Königl. 
Staateminiſterium gerichteten Vorſtellung vom 20. v. M., welche 
zur weiteren Veranlaſſung an mich abgegeben worden iſt, erwiedere 
ich, daß die von der Stadt Frankfurt a. M. baar eingezahlte 
Kriegskontributlon von 5,747,008 % Fl. ihre definitive Verwen- 
dung nach Maßgabe des Geſezes vom 28. September v. J. (G.- 
S. S. 607) bereits gefunden hat und eine Zurückzahlung der⸗ 
ſelben eben jo. wenig, wie die außerdem beantragte Schadloshal- 
tung, in Ausſicht geſtellt werden kann. Nach der von dem Herrn 
iniſterpräſtdenten und Mintfter der auswärtigen Angelegenheiten 
Grafen v. Bismarck bei deſſen Anweſenheit in Brünn dem Senator 
Dr. Müller gemachten Eröffnung würde es lediglich von der Ent⸗ 
ſchließung der Stadt Frankfurt abgebangen haben, durch ihren frei⸗ 
willigen Anſchluß an Preußen nicht nur jede Kriegsauflage von 
ch abzuwenden, ſondern ſich auch im Wege des Vertrages eine 
Ausnahmeſtellung unter den Städten der Monarchie mit wichtigen 
Privilegien zu ſichern. Nachdem die Stadt Frankfurt hierauf nicht 
eingegangen iſt, hat dleſelbe die eingetretenen Verluſte als unver- | 
meidliche Kriegefolgen lediglich ihrer frei gewählten Haltung zuzu- 
chreiben. Dem Antrage: „die baar gezahlte Kontributlon der 
Stadt oder für deren Rechnung der Franlfurter Bank zurückzuer ⸗ 
Ratten und die Stadt für die ſonſtigen Naturallicferungen und 
Leiſtungen in dem Maße zu entſchädigen, daß Frankfurt keine hs 
eren Kriegsleiſtungen angerechnet werden, als im Verhältniß die 
anderen preußiſchen Städte zu tragen hatten“, kann unter dieſen 
mſtänden, ganz abgeſehen davon, daß die Herren Unterzeichner 
der Vorſtellung vom 20. vorigen Monats Anliegen der Stadt 
Frankfurt zu vertreten nicht legitimirt find, keine entſprechende Folge 
gegeben werden. f | 
— Die Zollverhandlungen zwiſchen Preußen und Oeſterreich 
Rn, wie wir heute hören, allerdings vertagt, aber doch ſowelt ger 
fordert worden, daß der Abſchluß des Vertrages erfolgen kann, 
ſobald pie noch rückſländige Vereinbarung über die Wein-Zöle er⸗ 
langt ſein wird. Darüber können aber die Verhandlungen auch 
lchriftlich geführt werden, jo daß durch die Abreiſe der preußtſchen 
evollmächtigten durchaus kein Abbruch, nicht einmal eine längere 
ertagung, bedingt iſt. Ihre Anweſenbett in Berlin war durch 
bre Hiefige amtliche Thätigkeit erfordert und die öͤſterreichiſchen 
evollmächtigten find durch die Verhandlungen mit Italien über 
den Abschluß eines Handels⸗Vertrages nach Florenz gerufen, jo 
daß dle preußiſchen Bevollmächtigten Ih nicht länger in Wien 
aufzuhalten brauchten. 5 
Graf Berlin, 7. Februar. ( Herrenhaus.) 27. Sitzung. (Schluß.) 
a. Brühl ſpricht ſich gegen die Reſolutlon der Kommiſſion und gegen 
da Erweiterung des Agenturbetriebes aus. — Herr v. Senden: Ich halte 
as Hauſiren überhaupt für ſchädlich und wünſche das ſelbe beſchränkt. Ich 
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eil 


Abendblatt. Fi 
ne 


habe die Erfahrung gemacht, daß 
ſchon jetzt hauſiren und 10 das 
Publikums nöthig wäre. — Han 
in der Sache von allen Regierung 
haben ſich gegen das Hauſiren außge 
Orte, in jedem Dorfe Agenten, d 

unnöthig. Was die Refolution dir K 
der Zweck derſelben fein ſoll, 


2 


utze des 
Sminifter Graf Itzenplitz: 
Berichte erfordert, aber alle Berichte 
rochen. Wir haben ſchon in jedem 
das Hauſiren ſchon an und für ſich 
ommiſſion anbetrifft, fo kann ich, wenn 
ing zu veranlaflen, die Sache nochmals zu 
zu N nur bemerken, daß dor jetzt mit der Revlſton der Gewerbegeſez⸗ 
gebung ſchon wegen der neuen Provinzen beſchäftigt find, und daß auch ohne 
die Annahme der Nefolution Ihrer Kommiſſion eine Reviſion der Verſiche⸗ 
rungs⸗Geſetzgebung und des 1 erfolgen wird. Für das Feuer⸗ 
verſicherungsweſen halte ich das Hauſiren nicht geboten, man konnte höchſtens 
auf das Hagelverſicherungsweſen t igen. — Herr Haſſelbach als 
Referent empfiehlt die Annahme des Kommiſſionsantrages, da im Intereſſe 
des Publikums namentlich auf dem Gebiet der en 
terung des Geſchaͤftsbetriebes geboten erſcheint. Ich glau 
Antrag der Kommiſſion annehmen, werden wir die 
dieſem Thelle der Geſetzgebung ihre beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 
— Hierauf wird das Geſetz abgelehnt und ebenſo auch die von der Kom⸗ 
miſſion beantragte Reſolutlon v fen und darauf die Sitzung um 1% 
Uhr geſchloſſen. Nächte Sitzung unbeſtimmt. En 110 


— Abgeordnetenhaus, (67. Sitzung.) (Schluß.) Auf den Vor 
ſchlag des Präſidenten werden (abweichend von F der Tages⸗ 
ordnung) zunächſt Wahlprüfungen vorgenommen für gültig erklärt die 


Wahlen der Abgg. Koppe, Curtius, Mallmann, 
zweiten Abtheilung berichtet Abg. v. Waligorski 


er zwei Proteſte, die 


nachträglich aus dem VI. Gumbinner Wahlbezirk eingegangen ſind d. d. 


v. Brandt mehreren Wählern, im Falle fie ſchlecht wählten, mit Konzeſſtons⸗ 
Entziehung gedroht und ein Forſtmeiſter feine Oberförſter und dieſe wieder 


ihre Förſter gezwungen haben, nach der Wahl dienſtlich anzuzeigen, wem ſie ßere Neigung für dieſen Beruf zu erwecken. An redlichen Bemühungen, 


28. und 29. Jaunar d. J. 1 ſoll, wie verſicherk wird, der Landrath 


ihre Stimme gegeben. Ein e hinfälliger Mann und ein kranker 
oͤrſter, die dies verabſänmt, ſollen einen ſtren 
ie Abtheilung beantragt, die Regierung auf u 
d. d. 28. Januar e. behauptetäit Eharſathen urch gerichtliche Vernehmung 
ver Zeugen aufklären zu laſſen und den betreffenden Forſtmeiſter zu Gum⸗ 
binnen zu einer Erklärung über den zweiten Proteſt zu veranlaſſen, reſp. 
die Zeugen eidlich vernehmen zu laſſen. Dieſe Anträge werden ohne Dis⸗ 
kuſſion angenommen. (Daflür auh dis Abgg. v. Gerlach, Heſſe, Scharuweber.) 
— Es folgt der zweite Bericht der Gemeinde⸗Kommiſſion über Petitionen. 
und zwar zunächſt der Bericht des Herrn v. Schöning über mehrere, die 
Naturalleiſtungen für die bewaffnete Macht und deren Vergütung betreffende 
Petitionen. Das Haus tritt dem Antrage der Kommiſſion auf ‚Uebergang 
zur Tagesordnung mit Rückſicht auf die von dem Kommiſſar der Regierun 
abgegebenen Erklärungen bei. Ebeuſo werden die anderen Petitionen na 
den Anträgen der Kommiſſion erledigt. — Es folgt der erſte Bericht der 
Kommiſſion für das Uuterrichtsweſen über Petionen. Es liegt zunächſt vor 
eine Petition der Lehrer der Provinz Preußen (Lemke und Genoſſen in 
Kulm) mit 293 Ucterſchriften, in der verlangt wird: 
Dotationsgeſetzes; b) eines für die Lehrer; 
ſetzes, welches die Höhe der P wen 
ellt. — Als Motive ſiii } 


wolle Di 


Außer der vorſtehenden hat die Kommiſſion noch folgeude, denſelben Gegen- 
fand betreffende Petitionen berathen: I. der Lehrer Mann in Heiligenbeil 
bezieht ſich auf den Beſchluß des Hauſes vom 6. April 1865, und beans 
tragt: 1) das Haus möge die Vorlage des Dotations⸗Geſetzes womöglich 
noch in dieſer Seſſion fordern, 2) eventuell unwiderrufli die Einbringung 
pro 1867 verlangen. II. Der Lehrer Wille in Alt⸗Ruppin mahnt in 
einer Petition vom 20. November 1866 an das Verſprechen des Kultus⸗ 
Miniſters vom 6. Mai 1865: dem Hauſe 1866 das längſt verheißene Do⸗ 
tationsgefeß für die Elementar-Lehrer vorzulegen, und erſucht das Haus, 
darauf zu dringen, daß endlich Jedem das Seine werde! „Wollte Gott, daß 
ich nicht vergeblich gebeten habe!“ schließt Petent. III. Der Lehrer Deetzer 
zu Stuba bei Elbing beruft ſich in feiner Petition vom 5. Dezember 1866 
auf die frühere Erklarung des Hauſes: „Daß kein Stand der menſchlichen 
Geſellſchaft dringendere und gerechtere Anſpruche auf Verbeſſerung feiner 
Lage habe, als der preußiſche Volksſchullehrer.“ Das Haus der Abgeord. 
neten ſei ſo berechtigt wie verpflichtet, dem Lehrerſtande zu dem ſeit 17 
Jahren vorenthaltenen Rechte zu verhelfen, und müſſe namentlich in dieſer 
Seſſion dahin wirken. Petent beantragt daher: „daß das Haus eine dahin 
zielende Adreſſe an des Königs Majeſtät richte.“ 8 a 

IV. gu bittet der Lehrer Muſoldt zu Neuftettin, da das verhei⸗ 
ßene Dotationsgeſetz noch weitern Aufſchub gefunden, um Erlaß eines 
Reglements für Beſoldung und Emeritirung der Elementarlehrer und Ver» 
ſorgung von deren Wittwen und Waiſen, legt auch den Entwurf eines 
ſolchen Reglements vor. Die Kommiſſion hat beſchloſſen, dem Haufe zu 
empfehlen, alle dieſe sub I., II., III, IV. augeführten Petitionen als An⸗ 
lagen zu der Petition der Lehrer der Provinz Preußen der Königl. Staats- 
Regierung zur Berückſichtigung zu überweiſen. Dazu kommt eine Petition 
der Lehrer der Stadtſchule zu Königsberg N.-M., welche beantragen, das 
Haus wolle ſich dei der Regierung dahin verwenden, daß 1) ein Dotationd- 
geſetz, durch welches die Lehrergehälter nach dem Dienſtalter bemeſſen, 2 
ein Penſionsgeſetz für die Lehrer und 3) ein Geſetz, welches die Höhe der 
Penſtonen für die Lehrerwittwen und Waiſen feſtſetzt, baldigſt erlaſſen werde, 
ſowie, daß die in der Verfaſſungsurkunde den Volksſchullehreru verheißenen 
Rechte unmittelbarer Staatsdiener nunmehr auch verliehen werden möch- 
ten. Die Unterrichts⸗Kommiſſion beantragt, das Abgeordnetenhaus wolle 
beſchließen zu erklären, 1) zur Zeit müſſe Abſtand genommen werden von 
Debattirung der Frage, ob den Dotationsgeſetze das Prinzip zur Grund. 
lage dienen ſolle, daß das Lehrergehalt mit dem Dienſtalter ſteige; 2) daß 
der Antrag der Petenten, nach welchem den Volksſchullehrern die Rechte 
unmittelbarer Staatsdiener verliehen werden möchten, weil eine ſolche Ver⸗ 
heißung in der Verfaſſungsurkunde enthalten, aus dem Grunde unzuläffig 
ſei, weil Alinea 2 des Art. 23 der Verfaſſungsurkunde folgendermaßen 
lautet: „die öffentlichen Lehrer haben die Rechte und Pflichten der Staats: 
diener“, und weil hiernach die Rechte zuumittelbarer“ Staatsdiener ihnen 
nicht zu verleihen ſeien; endlich 3) daß die Petition der Lehrer der Stadt⸗ 
ſchule zu Königsberg N.⸗M unter den Beſchränkungen sub 1 und 2 dem 
Königlichen Staats⸗Miniſterio mit dem Erſuchen zu überweiſen ſei, bald⸗ 
moͤglichſt den Geſetzentwurf, betreffend die Feſtſtellung der äußeren Ver⸗ 
hältniſſe der Volksſchule, zur Beſchlußnahme der Landesvertretung zugehen 
zu laſſen. — Nach dem Antrage des Hrn. Richter (Berlin) wird über 
die vorbezeichneten Petitionen zugleich die Diskuſſton eröffnet. Zunächſt er- 
hält darauf das Wort Berichterſtatter Wantrup. Er empfiehlt bei allen die 
Annahme der Kommiſſions⸗ Anträge. — Hr. Richter (Berlin) beantragt, 
die Petitionen der Regierung zur Berückſichtigung zu 4 12 fh und ſie 
zu exſuchen, baldmöoͤglichſt ein Geſetz über die Dotation der Lehrer, ihre 
Penſionirung u. f. w. vorzulegen. Redner weiſt dies durch Gegenüberſtel⸗ 
lung der verſchiedenen Anträge nach, die dieſelbe Foederung in der einen 
Petition der Regierung zur Berückſichtigung empfehlen, in der anderen zur 
Tagesordnurg über dieſelbe übergehen wollen; die ferner in der Befürwor⸗ 
tung des Antrages der einen Petition, die Staats⸗Regierung möge noch in 
dieſer Seſſion den 9 eines Dotationsgeſetzes vorlegen, etwas Un⸗ 
mögliches verlangen; auch ſei die Aufforderung au die a Me auf even- 
tuellen Erlaß eines Reglements gefährlich. Aus dieſen Gründen habe er 


ch habe 


erung eine Erwel⸗ 
e, wenn wir den 
egierung veranlaſſen, 


m Namen der 


en Verweis erhalten haben. 
ordern, die in dem Proteſt 


gethan hat, was ſie 


a) der Erlaß eines 
e) eines Ge⸗ 
und Walſen feſt⸗ hint 


bei dem Entwurſe des zu erwartenden Dotaklonsgeſehes überweiſen . — 


Ar" N 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Ther., 
monatlich 10 Sgr., er 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgi 
monatlich 12 ½ Sgr.; . 
für Preußen viertel. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1867. 
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ſich erlaubt, einfach, die Wiederholung eines ſchon früher vom Hauſe gefaß⸗ 
ten Beſchluſſes zu beantragen. Er führt noch eine Verfügung der Königl. 
Regierung zu Potsdam an, durch welche den Gemeinden unterſagt wurde, I 
den Lehrern die vorhandenen Schulgelder unverkürzt zukommen zu laſſen; 
er wolle auf die Rechtsfrage hier nicht näher eingehen und fordere daher 
nur den Vertreter des Kultusminiſteriums auf, durch eine einfache Ver⸗ 
fügung die Königliche Regierung zu Potsdam zu veranlaſſen, jene Beſtim⸗ 
mung zurückzunehmen, f ui 


Regierungs⸗Kommiſſar Geh. Ober⸗Regierungsrath Stiehl: Ich muß 1 
mich in Bezug auf dieſen ſpeziellen Fall, den der Vorredner mir ganz un⸗ 
erwartet angeführt hat, außer Stande erklären, denſelben ausdrücklich ber h 


autworten zu konnen. Ich muß ihm daher in dieſer Beziehung aubeim⸗ N 

ſtellen, den ordnungsmäßigen Weg einzuſchlagen. — Redner bemerkt ſchließ⸗ 

lich noch einige Worte über den von dem Vorredner gleichfalls angeregten } 

fung bu te der * 3 irn 1 
Abg. Harkort erklärt, wie in der Provinz Preußen amtlich konſtatirt 

ſei, daß eine Abneigung, ſich dem Schulſache zu widmen, einzureißen au. 

fange. Daſſelbe könne man auch von Schleſien und Pommern jagen. Das 

ſei eine Folge des niedrigen Gehaltes der Lehrer, der Ueberbürdung ihrer 

Amtsgeſchafte, der Ueberfüllung der Schulklaſſen, des dadurch herbeigeführ⸗ 

ten ungeſunden Aufenthaltes. Zu ſeinem tiefen Bedauern müſſe er aus 0 

ſprechen, daß die Leiſtungen unferer Volksſchulen abzunehmen anfangen, daß 2 

ulkſer ganzes Schiaweſen kranke. — Reg. Komm. Stiehl: Die stets ber- 8 

vortreteude Theilnahme des Abg. Harkort für die Schule hat ihn auch heute 


aufmerkſam machen laſſen auf gewiſſe Mängel und Uebelſtände, die ſich in u 
der That nicht ableugnen laſſen. Es iſt Thatſache, daß ein großer Theil 1 
unſerer Elementarlehrer den an fie re Anſprüchen nicht genügt, eben- se 
jo der Andrang zu dem Elementar-Lehrerberuf nachgelaſſen hat. Doch hat = 


das noch andere Urſachen, als allein das geringe Gehalt; zum Theil find 
es Fragen, die vom ſozialen Gebiet herrühren. Indeſſen iſt nicht zu leug⸗ 8. 
nen, daß es einer größeren Sicherſtellung der Elementarlehrer bedarf, um grö⸗ 3 


ein Unterichtsgefeg zu Stande zu bringen, hat es der Herr Miniſter nicht 
fehlen laſſen. Doch haben die Ereigniſſe des vorigen Jahres es nicht mög⸗ 
lich gemacht, die Vorbereitungen zu einem ſolchen Geſetz ſo weit abzuſchlie 
ßen, um dem Landtage eine bezügliche Vorlage machen können. Doch iſt 
es nach wie vor das Hu Streben des Hrn. Miniſters, den vorhandenen 
Mängeln namentlich auf dem Gebiete des Volksſchulweſens zu begegnen. 
So ſind die Beſoldunsverhältniſſe in allen Provinzen geſtiegen. — Redner 
weiſt dies durch ſtatiſtiſche Zahlen nach und fährt fort: „Wenn aber Herr 
Harkoxt behauptet hat, daß die Volksſchule dem Auſſchwunge des Vaterlau⸗ 
des nicht nachkommen konne, jo ſcheint mir das mehr ein Ausdruck ſeines 
ſympathiſchen Gefühles für die Schule im Allgemeinen zu ſein, als der 
klaren Erkenntuiß und des wirklichen e e Ich nehme für die 
gegenwärtige Schule des preußiſchen Staates die Ehre in Anſpruch, daß fie 
konnte, und daß fie das Nöthige gethan hat. 

Abg. Dr. Techow kann dem Wunſche ſich nicht anſchließen, daß vor 
Allem jetzt ein Dotationsgeſetz erlaſſen werden müſſe. Das Abgeordneteu⸗ 
haus müſſe nach wie vor an der Forderung des Unterrichtsgeſetzes feſthal⸗ 


Abg. v. Vin cke (Hagen) beantragt einfache Tagesordnung. — Referent PL 

Pr. Libelt vefapitulict die Geſchichte biefer Beſtrebungen, ſchildert die 
Wohlthat einer Univerſität für Deutſche und Polen im Großherzogthum 
nicht als ſpeziſiſch polniſches Inſtitut und halt die Ausführung für finan: 
ziell nicht ſchwierig, ſchließt ſich jedoch dem Antrage der Kommiſſion an. 

— Regierungs⸗Kommiſſar Delacroir erklärt ſich für die einfache Tages⸗ 

ordnung gegen die motivirte der Kommiſſion. Das Haus ſelbſt möge eut ⸗ 
ſcheiden, ob es zuläſſig ſei, daß die Kommiſſion mit ihrem Antrage von dem 

des Petenten weſentlich abweichen und über ihn hinausgehen dürfe. Dem 

Petenten genügen die beſtehenden Landes ⸗Univerſitäten nicht, obwohl ſich 

ihre Zahl ſeit dem vorigen Jahre von 6 auf 9 vermehrt hat. — Abg. Dr. 

Haym für eine einfache Tagesordnung gegen die motivirte. — Abg. Mi⸗ 

chelis (Alleuſtein) für den Kommiſſions⸗Antrag. — Abg. Kautak: Der 

Regierungs⸗Kommiſſar hat ernie ſehr wenig geſagt. Wir verlangen 

nur, daß polniſche Docenten an einer in Poſen zu gründenden Univerfität 

zugelaſſen werden. a - 

Nach Schluß der Diskuſſion folgen perſonliche Bemerkungen. — 
Nachdem der Referent Dr. Libelt den Kommiſſions Antrag mit wenigen 
Worten befürwortet hat, wird zur Abſtimmung geſchritten. Der Autrag 
v. Vincke (Hagen) auf einfache Tagesordnung wird abgelehnt; dafür die 
Konſervativen mit Ausſchluß von 4, die Altliberalen und mehrere Mitglie- 
der der Linken, u. A. die Abgg. Michaelis, Hammacher, Röpel, v. Saucken⸗ 5 
Tarputſchen, Leſſe, Tweſten, John (Labiau), v. Hennig, Kanngießer; dagegen 1 
der größte Theil der Linken, die Polen, Katholiken und einzelne Konſervativte. a 
— Der Autrag der Kommiſſion auf motivirte Tagesordnung wird darauf 
angenommen; das Stimmenverhältuig ift daſſelbe, von der linken Seite 
ſtimmen die oben namentlich genannten Abgeordneten dagegen. 

Die Sitzung wird darauf vertagt. Schluß 3 Uhr. Nächſte Sitzung 

reitag 11 Uhr. Tagesordnung: Vereidigung neu eingetretener Mitglieder, 
oſtgeſetz, Reſt der heutigen Tagesordnung. 2 


Hannover, 6. Februar. Dem Vernehmen nach müſſn 
bis zum 1. April d. J. die Königlichen Marſtälle, Reitbahn, Wa⸗ | 
genremiſe und ſämmtliche damit in Verbindung ſtehenden Offizial- 
wohnungen geräumt ſein, da alsdann die Reitſchule in ihrer Ge⸗ 
ſammtheit dorthin verlegt werden ſoll. 


Kaſſel, 6. Februar. Bekanntlich hatte der Kurfürſt kürz⸗ 
lich durch einen hieſigen Rechtsanwalt gegen die Subhaſtation ſeiner 
Schweizerei auf Wilhelmshöhe proteſtiren laſſen. Dleſer Proteſt 


wurde indeſſen jetzt aus ſachlich richtigen Gründen zurückgewieſen 
und ſteht der Fortgang der Veräußerung in den nächſten Tagen 
bevor. 
Wiesbaden, 5. Februar. Von Berlin it vor einigem 
Tagen die Weiſung hier eingetroffen, das 1868er Budget für Naſ⸗ 
ſau alsbald aufzuſtellen und am 1. März in Berlin vorzulegen. 
Um dieſen Termin pünktlich einhalten zu können, find bie 2 er 


cut 


| Königs und Herrn zu entſprechen. 


Ausbildung des deutſchen Städteweſens. 


führer unſerer Oberbehörden vollauf beſchäftigt; die Aufftellung iſt 
eine um ſo ſchwierigere, als dieſelbe genau den Formen entſprechen 
ſoll, wie ſolche für die alten Landestheile der Monarchie beſtehen. 

Dresden, 5. Februar. Was Wenige zu hoffen wagten, 
das Einvernehmen zwiſchen der preußiſchen Beſaßung und unſerer 
Bevölkerung, nicht nur hier, ſondern überhaupt im Lande, iſt das 
beſte. Beſonders hört man den Takt des Höͤchſtkommandirenden 
(General v. Bonin) rühmen, ebenſo das Entgegenkommen des Ofſfi⸗ 
nerkorps. Wir hören hier Gleiches aus andern Städten, beiſpiels⸗ 
weiſe aus Bautzen, wo — bei beſonderen Schwierigkeiten, die ge- 
rade dort walten — die Haltung des Oberſten v. Diringshofen, 
Kommandeur des 48. Regiments, allgemeine Anerkennung und viel 


Dank findet. 
Ausland. 
Wien, 6. Februar. Das Januarpatent wird modifizirt, ein 
legaler Reichsrath einberufen, und dieſem der Ausgleich mit Ungarn 
zur Annahme vorgelegt werden. 


Prag, 5. Februar. Die ezechiſchen Blätter greifen Herrn 


v. Beuſt anläßlich der Miniſterkriſis heftig an. Das Intereſſe der 
Slawen an Oeſterreich ſel durch den Sieg des Dualismus ver⸗ 
nichtet. Fortan liege der Schwerpunkt nicht in Wien, ſondern im 
Landtage. 
aris, 5. Februar. 
derjenige, die Abſchaffung der Schuldhaft betreffend, vorgelegt wer⸗ 
den, und es wäre zu bedauern, wenn, wle man jagt, die Majorl⸗ 
tät das Gejep ablehnte. Dann wird das Unterrichtsgeſetz an bie 
Reihe kommen, das Herr Duruy in Perſon vertreten wird, der 
alſo der erſte Minifter ſein wird, auf den jener Theil der Kaifer- 
lichen Dekrete, der die Anweſenhelt der Minifter in der Kammer 
anordnet, Anwendung findet. — Außerdem hört man, daß die 
Regierung der Kammer eine Natlonalbelohnung des Hrn. v. La⸗ 
martine, im Betrage von 400,000 Fr., vorſchlagen würde. 
Konſtautinopel, 2. Februar. Die Partel der jungen 


Türkei, an deren Spitze Muſtapha Fazyl Paſcha ſteht, welcher nach 
Murad Effendi, dem Sohne des Sultans Abdul⸗Medjid, der erſte 


ottomaniſche Prinz iſt, beſchäftigt ſich mit dem Plane, vermittelt 
innerer Reformen das türkiſche Reich zu retten. 


tan bereits durch eine am Hofe ſehr einflußreiche Perſon eine Denk⸗ 
ſchrift über die innert Lage der Türkei überreichen laſſen und näch⸗ 
ſtens werde er ihm in einer andern Denkſchrift ſeinen Reorgani- 


fationsplan vorlegen laſſen, welcher die Diplomatie, die innere Po- 


litik, die Verwaltung, die ſozlale und finanzielle Staatswirthſchaft 
der Türkel umfaſſen werde. 


Pommern. 
Stettin, 8. Februar. Der neue Ober-Präſident unſerer 
Provinz, Herr Frhr. v. Münchhauſen, hat unterm 1. d. Mts. 


folgenden Erlaß an die Behörden, Beamten und Einwohner der 


Provinz gerichtet: „Von Sr. Majeſtät dem Könige zum Ober⸗ 
Präfldenten der Provinz Pommern ernannt, habe ich mit dem heu⸗ 
tigen Tage die Amtsgeſchäfte übernommen. N 
gabe fein, die berechtigten Eigenthümlichkeiten der Provinz aufrecht 
zu erhalten, die bewährten Einrichtungen ihrer weiteren Entwickelung 
und Ausbildung zuzuführen, überhaupt die Geſammt⸗Intereſſen wie 
die Intereſſen jedes Einzelnen mit voller Hingebung zu wahren und 
zu fördern und fo den welſen Abſichten unſeres Allergnädigſten 


darf mir die kräftige Hülfe der Organe der Verwaltung nicht feb⸗ 
len. Ich erſuche daher die Behörden und Beamten der verſchlede⸗ 
nen Verwaltungs- Reſſorts um willige und freudige Unterſtützung 
jo vertrauensvoll, als dieſelben meines Beiſtandes und Schutzes 
gewiß ſein können. Ich erbitte von den Einwohnern der Provinz 
ein offenes Entgegenkommen. Eine durch gemeinſame Zwecke 
geeinigte Thätigkeit möge dienen dem Helle des theueren Vater⸗ 
landes, der Wohlfahrt einer Provinz, welche ſeit alten Zelten be⸗ 
währt daſteht durch echte Königstreue. Dieſe Königstreue ſei denn 


das Band, welches mich mit Pommern als einer neuen Heimath 


unlösbar vereinigt.“ 

Stettin, 8. Februar. In der geſtrigen Sitzung des 
Bürger ⸗Vereins hielt Herr Ober⸗Sekretär Herrmann zu⸗ 
nächſt einen höchſt intereſſanten Vortrag über die Entſtehung und 
Der Vortrag zerſiel in 
folgende Abschnitte: 1) Anfänge, 2) allmälige Heranbildung, 3) 
böcfte Blüthe, 4) Abnahme der Macht, 5) Verfall der Städte, 
6) neue Zeit, und diente als allgemeine Elnleitung zu einem ſpä⸗ 
teren Vortrage, der ſich ſpeziell auf das preußiſche Städte⸗ 
weſen erſtrecken, und in dem der Vortragende auch die frühere 
Städteordnung vom Jahre 1808 ſowle die jetzt gültige vom Jahre 
1853 näher beleuchten wird. — Sodann gelangten folgende Fra- 
gen zur Beſprechung. 1) Warum wird nicht hier, ſtatt neues 
Kirchhofsland anzukaufen, wie in anderen Städten auf dem alten 
an Stellen, auf denen das Anrecht der Hinterbliebenen geſetzlich 
erloſchen, wiederholt beerdigt? Die Anſicht der Verſammlung ging 
im Allgemeinen dahin, daß es ſich bei der immer größeren Be⸗ 
völkerung und der vorausſichtlichen Erwelterung unſerer Stadt ent⸗ 
ſchleden nicht als zweckmäßig empfehle, den bereits geſchloſſenen 
Theil des Kirchhofes neuerdings wieder zur Anlegung von Grabſtellen 
in Benutzung zu nehmen. — Eine zweite Frage lautete: Würde es 
ſich nicht empfehlen, wenn die Stadt das baufällige früher Lehrer 
Hanßſche Haus in der Königsſtraße, welches in nächſter Zeit zur 
Subhaſtatlon kommen wird, ankauft? Von verſchledenen Seiten 
wurde die Zweckmäßigkeit des Ankaufes anerkannt, um durch den 
demnächſtigen Abbruch des Gebäudes nicht nur eine beſſere und 
bequemere Kommunikation herzuſtellen, ſondern auch um der an- 
ſtoßenden St. Johanniskirche eine frelere beſſere Anſicht zu ver⸗ 
ſchaffen. Demgemäß nahm die Verſammlung eine Reſolution da- 
hin an, daß das Gebäude, im Falle der Preis für dasſelbe nicht 
zu hoch ausfalle, angekauft und weggeräumt werden möge. — Die 
dritte Frage enthielt die Mitthellung, daß der Kaufmann A. Haaſe 
in der Neuſtadt. im prozeſſualiſchen Wege Befreiung von Zahlung 
des ſog. „Prieſterquartalgeldes“ erſtritten habe und wurde demzu⸗ 
folge angeregt, ob der Verein fi nicht zu einer weiteren Verfol⸗ 
gung der Angelegenheit wegen Zablung jener Abgabe im Allge- 


meinen veranlaßt finde? Mit dem Bemerken, daß die Sache ſchon 
früher innerhalb dis Vereins vielfach ventilirt ſel, wurde es für 


angemeſſen erachtet, daß jeder verpflichtete Eigenthümer ſein Recht 


Erörterung der Frage beſchäftigen möge: 
wie verlaute, wirklich noch eine Forderung an die Krone Schwe⸗ 


Bon Geſetz-Entwürfen wird zuerſt 


Nach einer Kor⸗ 
reſpondenz aus Konſtantinopel vom 23. Januar, welche ſich im 
„Journal des Deb.“ findet, hat Muſtapha Fazyl Paſcha dem Sul⸗ 


Es wird meine Auf- 


Zur Erreichung dieſes Zieles 


ſelbſtſtändig wahrnehme. — Ferner wurde angefragt, ob der Ver⸗ 
ein nichts dafür thun könne, daß die Bewohner der Silberwieſe, 
circa 2000 Seelen, durch Errichtung von öffentlichen Waſſerſtän⸗ 
dern genießbares Waſſer erhielten? Seit dem vorigen Sommer 
jeten dort ſchon die Röhren zur Waſſerleitung gelegt und da die 
Bewohner dieſelben Abgaben, wie diejenigen in anderen Stadt ⸗ 
theilen zahlten, ſo glaubten ſie auch mit Recht Waſſer verlangen 
zu können. Wenngleich die Klage über Waſſermangel als voll⸗ 
ſtändig begründet und ebenſo anerkannt wurde, daß die ſtädtiſchen 
Behörden moraliſch verpflichtet ſelen, helfend einzuſchreiten, erachtete 
man doch eine Einwirkung des Vereins in der Sache mit Bezug 


auf frühere Erfahrungen vollſtändig nutzlos und entſchled ſich da⸗ 


Hin, daß es den Betheiligten lediglich überlaſſen bleiben müſſe, 
event. bei den höheren Behörden vorſtellig zu werden. — Schließ⸗ 
lich regte Herr Sell noch an, daß der Verein ſich mit einer näheren 
ob der Stadt Stettin, 


dens aus früherer Zeit zuſtehe? Es habe ſchon im Jahre 1858 
eine ſtädtiſche Kommiſſton beſtanden, welche die Sache bearbeitet, 
indeſſen habe ſpäter über dieſelbe nichts weiter verlautet. Der 
Verein hält es für zweckdienlich, daß, bevor man ſich mit der Frage 
beſchäftige, erſt noch näheres Material beſchafft werde, wozu ſich 
einzelne Mitglieder auch bereit erklärten. 

— Dem „Bureau Veritas“ zufolge gingen im Jahre 1866 
2932 Fahrzeuge (160 Dampfer und 2764 Segelſchiffe) zu Grunde 
und zwar: engliſche 1461, amerikaniſche 335, franzöſiſche 261, 
holländiſche 96, preußlſche 56, norwegiſche 53, italientſche 49, 
hannovetſche 48, däntſche 41, öſterreichiſche 40, ſpaniſche 40, ſchwe⸗ 
diſche 37, hamburgiſche 27, ruſſiſche 26, griechiſche 21, bremiſche 
17, oldenburgiſche 13, portugieſiſche 11, ſchleswig-holſteiniſche 10, 
belgſſche. 9, mecklenburgiſche 3, türkiſche 8, braſillaniſche 7, chlliſche 
5, lübeckſche A, mexlikaniſche 3, peruvlaniſche 2, columblaniſche, 
haytiſche, argentiniſche, je 1 und 238, deren Flagge man nicht erfuhr. 


— Der in der Beutlerſtraße No. 5 bei jeinem Sohne wohn⸗ 
tafte 67jährige Invalide L., welcher ſchon früher zeltweſſe an 
Geiſtesſtörung gelitten, hat ſelt geſtern früh die Wohnung ver⸗ 


laſſen und iſt ſein Verbleib aller Recherchen ungeachtet bisher nicht 
zu ermitteln geweſen. Es liegt die Vermuthung nahe, daß der 
alte Mann ſeinem Leben freiwillig ein Ende gemacht. 

— In der Zeit vom 5. Abends bis geſtern früh ud aus 
einer dem Zimmermeiſter Neibt gehörigen, während einer Repara⸗ 
tur der Pladrinbrücke dort aufgeſtellten Geräthebude, wahrſcheinlich 
mittelſt Nachſchlüſſels, verſchiedene Zimmergeräthſchaften geſtohlen 
worden. 

— Der in der kl. Oderſtraße No. 20 wohnhaften Wittwe 
Leichſenring iſt angeblich während der Nachmittagsſtunden des letz⸗ 
ten Sonntags, innerhalb deren ſie vom Hauſe abweſend war, eine 
bedeutende Menge Wäſche, etwas baares Geld ꝛc. entwendet und 
ſollen die Elngangsthüre zur Wohnung jowie die Thüren der 
Spinde, in denen ſich die entwendeten Gegenſtände befunden haben, 
mittelſt Nachſchlüſſel geöffnet ſein. f 

— Das Gut Torney iſt an die Gebrüder Schiller in Ham ⸗ 


burg, wie die „Ostsee-Zeitung“ hört, für 292,000 Thaler verkauft 


worden. DI 

— Der Paſtor Böttger, bisher in Horſt, Synode Grimmen, 
iſt zum Paſtor in Wolkwitz, Synode Demmin, der bisherige Pre- 
digtamts-Kandidat Riem zum Paſtor in Cantreck, Synode Nau- 
gard, ernannt und der bisherige Dlakonus Meumann in Bergen 


a. Rügen zum Paſtor in Horſt, Synode Grimmen, erwähll. Alle 


drei find in ihre neuen Aemter eingeführt worden. 

— Die Direktion der altpommerſchen Provinzial -Hülfokaſſe 
hat bei der in Gemäßheit des §. 31 des Statuts vom 27. Sep⸗ 
tember 1852 bewirkten Wahl ihres Vorſitzenden den bleherigen 
Borfipenden, General-Laudſchafts⸗Direktor v. Köller auf Cantreck, 
für das laufende Geſchäftsjahr wiedergewählt. 

— Der Schluß der diesjährigen niederen Jagd iſt auf den 
15. d. M. feſtgeſetzt. 


— Die Gebrüder Auguſt und Fritz Wendorff zu Greifen⸗ 


hagen haben am 5. November v. J. Abends bei Sturm und Fln⸗ 
ſterniß eine Perſon, welche von der Brücke in den Reglitz-Strom 
geſtürzt war, nicht ohne eigene Gefahr vom Tode des Ertrinfens 
gerettet. Denſelben iſt eine Geldprämte bewilligt. 

() Laſſan, 6. Februar. Geſtern Abend fand hier eine ſehr 
zahlreich beſuchte konſervative Verſammlung behufs Vorberathung 
über die Wahl eines Abgeordneten zum norddeutſchen Parlamente 
ſtatt. Der für den Greifswald⸗Grimmer Kreis von konſervatlver 


Seite als Kandidat aufgeſtellte Kammerherr v. Behr auf Vargaß 


war ebenfalls anweſend und legte in einer längern Rede ſeln po⸗ 
litiſches Glaubens bekenntniß ab, in dem er hervorhob, daß er, falls 
er zum Abgeordneten gewählt würde, in allen Hauptfragen die 


Regierung mit aller Entſchledenheit zu unterflüpen entſchloſſen jet, 
damit das Gebäude des norddeutſchen Bundes zu Stande komme, 
möge auch deſſen Ausbau im Einzelnen noch der Zukunft überlaſſen 
bleiben. Er betonte ferner, daß er auch die kommerzlellen und 


landwirthſchaftlichen Intereſſen unſerer Provinz, denen er befannt- 
lich ſelt Jahren ein gründliches Studium gewidmet habe, im Gelſte 


des für Norddeutſchland gebotenen Freihandels mit Eifer und Ver⸗ 
ſtändniß zu fördern männiglich entſchloſſen ſel. — Es iſt uns die 


von jeder extremen Richtung entfernte königs- und verfaſſungstreue 


Geſinnung des Kandidaten auch ſchon ſelt Jahren hinreichend be- | \y 
kannt, jo daß wir demſelben mit ganzem Vertrauen unſere Stimme 
zum Abgeordneten des norddeutſchen Parlaments geben können und 


geben werden. 


Vermiſchtes. 
Berlin, 6. Februar. 


fand kein friedliches Ende. ; 

Potsdam, den 2 Februar. Die hiſtoriſche Windmühle bei 
Saneſouel hat am heutigen Tage, Mittags kurz vor 11%, Upr, 
wahrſcheinlich durch einen Windſtoß, ihre Flügel verloren. Durch 
den Einfluß der Witterung war die Welle jo angegriffen, daß ſie 


die mächtigen Flügel nicht mehr zu tragen vermochte. Durch das 


Herabſtürzen beſchädigten fie zum Theil das Dach und einen groͤße⸗ 


ſchleſ. 49 , B 


Geſtern Abend kam in dem Königl. 
Schauſplelhauſe ein Begebniß vor, wie es in dieſem Hauſe zu den 
größten Seltenheiten gehört. Das Luſtſplel „Zwiſchenträgerel“ von 
Roderich Benedix fiel nämlich total durch. Der dritte Akt konnte 
ſchon nicht zu Ende geſpielt werden, und der fallende Vorhang 
machte erſt der Unruhe ein Ende. Auch der vierte und Schlufäft 


— Veränderlich. 

P SSS Stettin, den 8. Februar. Bu 
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ren Theil der um die Mühle laufenden Gallerie. Ein Unglück | 
dabei, nach dem „Fr.⸗Bl.“, nicht geſchehen, da die Mühle nicht br 
wohnt und die Gegend jetzt faſt vereinſammt iſt. N 


Neueſte Nachrichten. 

Hamburg, 7. Februar, Nachmittage. Der Hamburger 
Dampfer „Bavaria“, welcher am 30. v. Mts. nach Newyork abge⸗ 
gangen war, iſt durch einen Bruch des Steuers an der Fortſetzung 
der Fahrt verhindert worden und muß zurückkehren. Von Queen’ 
ſtown und Plymouth find dem Schiffe Schleppdampfer entgegen 
geſchickt worden. An Bord der „Bavaria“ war Alles wohl. 

München, 7. Februar, Abends. Der Minifter- Präfdent 
Fürſt Hohenlohe und der Kriegeminiſter Baron v. Prankh find 
von der Miniſterkonferenz aus Stuttgart geſtern Abend hler wieder 


ae 
ünchen, 7. Februar, Nachmittags. Die „Balerſſche Zel⸗ 
tung meldet amtlich, dem Friedensvertrage vom 22. Auguſt v. 3. 
gemäß, die Aufhebung aller und jeder Abgabenerhebung für die 
Rheinſchifffahrt von Seiten Balerns vom 1. Januar 1867 ab, 
nachdem von den übrigen deutſchen Uferſtaaten des Rheines gleich 
zeitig. dieſelbe Maßtegel getroffen worden. | 

Wien, 7. Februar, Abends. Die „Wiener Zeitung” ver 
offentlicht in ihrem amtlichen Theile das Kalſerliche Handſchrelben, 
durch welches dem Staateminiſter Grafen v. Belcredi unter Ver 
leihung des Großkreuzes des Stephans ordens die nachgeſuchte Ent⸗ 
laſſung bewilligt und Freiherr v. Beuſt unter gleichzeitiger Ueber 
tragung der einſtweiligen Leitung des Staats- und Polizei- Mint 
ſteriums zum Miniſterpräſtdenten ernannt wird. 

Die Eröffnung des Landtages iſt durch Kalſerliches Patent 
bis zum 18. Februar rettagt worden. E 

Trieſt, 7. Februar. Levantepoſt. Athen, 2. Februar. 
Die Natlonalverſammlung hat den Antrag der Reglerung auf Ber 
mehrung der Streitkräfte zu Lande und zu Waſſer angenommen. 
Der Kriegsminiſter erklärte in der betreffenden Sitzung, Griechen⸗ 
land rüſte, weil große Ereiguiſſe bevorſtehen und die Regierung 
den Frieden aufrecht zu erhalten wünſche. Der Abgeordnete Dar 
laoritis bezeichnete die Erweiterung der Grenzen Griechenlands und 
die Bildung einer großen helleniſchen Nationalität als das einzige 
Rettungsmittel des Staates. 

London, 7. Februar, Mittags. Die Bank von England 
hat den Diskont von 3½ auf 3 pCt. herabgeſeßt. 


Telegr. Depeſche der Stettiner Zeitung. 

Berlin, 8. Februar, Mittage. Geſtern Abend hat eine 
Konferenz der Bevollmächtigten der Staaten des norddeutſchen 
Bundes ſtattgefunden. Heute Vormittag Schluß verhandlung, ſodann 
Abſchledsdiner unter Thellnahme ſämmtlicher Miniſter. Mehrere 
Bevollmächtigte reifen. beute Abend zurück. el 
F 

Stettin, 8. ruar. tt : S N. 
e D erung: trübe. Temperatur E 4 N 

An der Börfe, 


Weizen ſeſt und hoher, loco pr. Böpfb. gelber 70-87 & bez 
Serbe 88 2%. ben, g iz e Brüblahe Bit, . Be. u 00; 
— 7 = Fre 82 % Re bez. u. Gd., 85 PK Br., Juni⸗Juli 

17 ez. , vr. 

Roggen feft und etwas höher, pr. 20C0 Pfd. loco 54% 56 % 
bei, Frühjahr 54, 54½ . bez, 54 & Br., Mai⸗Juni 547% & bel 
54%, „% Gd., Juni⸗Juli 55%, % Br. 1 

Ger ſte loco pr. 70pfd. 47½—48½ Ag bez., Frühjahr 69-—70pfD- 


u 
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Hafer loco 30 bez., 47—50pfd. Frühjabr 304 „ 30%, Gb. 
Erbfen Ioco 8457 bg Fel n 5 en 


bez., Frühjahr 65%, 1% be, Met un 
4 


